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in der BeSChWerdesaChe des 3k sk 3k sk sk sk sk ******' skkosk sk kskkok skoskokokskk **'
*ARAx xAckkxx vertreten durch Rechtsanwalt MMag. Christian Mertens, Templ-
stralle 6, 6020 Innsbruck, gegen das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom
25. April 2016, Z RV/3100388/2015, in seiner heutigen nichtoffentlichen Sitzung

beschlossen:

.  Gemald Art.140 Abs.1 Z1 lit. b B-VG wird die VerfassungsmaRigkeit der
Wortfolge "oder § 30a Abs. 1" in § 20 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 7. Juli
1988 Uber die Besteuerung des Einkommens natirlicher Personen (Ein-
kommensteuergesetz 1988 — EStG 1988), BGBI. Nr.400 idF BGBI. |
Nr.22/2012, und des § 30 Abs. 7 EStG 1988 idF BGBI. | Nr.112/2012 von
Amts wegen gepruft.

Il. Das Beschwerdeverfahren wird nach Fallung der Entscheidung im Gesetzes-
prifungsverfahren fortgesetzt werden.

Begriindung
I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren

1. Der Beschwerdefiihrer erwarb gemeinsam mit seinen drei Geschwistern im
Jahr 1996 im Wege der kridamaBigen Versteigerung aus der Verlassenschaft
nach seinem Vater eine Liegenschaft (samt Miteigentumsrecht an einem Hof-
raum) um ATS 1.452.500,— (€ 105.557,29). Der Ubernahmsantrag wurde mit
Beschluss des Bezirksgerichtes Innsbruck vom 27. November 1996 genehmigt.
Mit Kaufvertrag vom 29. Janner 2013 veraullerten der Beschwerdefiihrer und
seine Geschwister die Liegenschaft (samt Miteigentumsrecht) um € 100.000,—
(auf den Beschwerdefiihrer entfiel ein Viertel des VeraulRerungserloses).

In seiner Einkommensteuererklarung fir das Jahr 2013 vom 16. Oktober 2014
erklarte der Beschwerdefiihrer Einkiinfte aus selbstandiger Arbeit iHv
€ 34.521,80. Aus Anlass eines Erganzungsersuchens des Finanzamtes Innsbruck
teilte der Beschwerdefilihrer mit, dass ihm aus der GrundstiicksverduRerung —
auf Grund der aliquoten Nebenkosten, der Finanzierungskosten sowie unter
Einrechnung eines Inflationsabschlages — ein (anteiliger) Verlust iHv € 12.348,25



erwachsen sei. Zur Berlicksichtigung dieses Verlustes stellte er einen Antrag auf
Regelbesteuerung gemall § 30a Abs. 2 EStG 1988.

Mit Bescheid vom 11. Marz 2015 setzte das Finanzamt Innsbruck die Einkom-
mensteuer fur das Jahr 2013 fest, wobei der Verlust ohne die vom Beschwerde-
flhrer bei der Ermittlung des Verlustes aus der GrundstiicksverdaufBerung ange-
setzten anteiligen Finanzierungskosten iHv € 7.947,58 ermittelt wurde. Begriin-
dend fiihrte das Finanzamt Innsbruck aus, dass ein Abzug von Werbungskosten
bei Einklinften aus privaten GrundstiicksverauRerungen gemal} § 20 Abs. 2 EStG
1988 nicht zuldssig sei. Der dem Beschwerdeflihrer entstandene Verlust sei —
unter Anwendung eines Inflationsabschlages von 14% — mit € 3.288,01 zu bezif-
fern, wobei dieser Verlust gemaR § 30 Abs. 7 EStG 1988 nicht ausgleichsfahig sei.

2. Die dagegen erhobene Beschwerde wurde — auf Grund des vom Beschwerde-
fuhrer in Folge der abweisenden Beschwerdevorentscheidung des Finanzamtes
Innsbruck gestellten Vorlageantrages — mit Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes
vom 25. April 2016 als unbegriindet abgewiesen und eine Revision an den Ver-
waltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG fiir unzulassig erklart.

2.1. Nach Ansicht des Bundesfinanzgerichtes seien die Finanzierungskosten bei
der Ermittlung der Einkiinfte aus der privaten GrundstlicksveraufRerung als
Werbungskosten nicht abzugsfahig und kénne der Verlust aus der Grundstiicks-
verdauBerung mit dem Gewinn aus selbstandiger Arbeit im Wege der Regelbe-
steuerung nicht ausgeglichen werden.

2.2. Das vom Beschwerdeflihrer im Jahr 1996 (anteilig) erworbene Grundstlick
sei am 31. Marz 2012 nicht mehr steuerverfangen gewesen (Altvermogen). Die
Einkiinfte des Beschwerdefiihrers aus der im Jahr 2013 erfolgten privaten Grund-
sticksverdauRRerung seien liber dessen Antrag nach § 30 Abs.3 EStG 1988 zu
ermitteln. § 20 Abs. 2 EStG 1988 idF BGBI. | 22/2012 (1. Stabilitatsgesetz 2012)
iVm § 30 Abs. 3 EStG 1988 idF BGBI. | 112/2012 (Abgabendnderungsgesetz 2012)
normiere flir den aulerbetrieblichen Bereich ein grundsatzliches Abzugsverbot
flir Werbungskosten iZm mit der VerduRRerung von Grundstlicken. Als Werbungs-
kosten konnten nach § 30 Abs. 3 EStG 1988 lediglich die fiir die Mitteilung oder
Selbstberechnung der Immobilienertragsteuer anfallenden Kosten, anlasslich der
VerdauRerung entstehende Minderbetrage aus Vorsteuerberichtigungen sowie
ein Inflationsabschlag abgezogen werden. Die vom Beschwerdefiihrer als
Werbungskosten geltend gemachten Finanzierungskosten (iHv € 7.947,58) seien
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dagegen nicht absetzbar. Der (vom Finanzamt Innsbruck mit € 3.288,01 bezif-
ferte) Verlust aus der privaten GrundstiicksverduRerung sei im Ubrigen gemiR
§ 30 Abs. 7 EStG 1988 auch im Fall der Auslibung der Regelbesteuerungsoption
nicht mit Gewinnen aus selbstandiger Arbeit ausgleichsfahig.

2.3. Den vom Beschwerdefiihrer gegen § 20 Abs. 2 EStG 1988 idF BGBI. | 22/2012
vorgebrachten verfassungsrechtlichen Bedenken tritt das Bundesfinanzgericht in
seinem Erkenntnis mit folgender Begriindung entgegen:

Der Beschwerdefiihrer vertrete die Ansicht, dass das in § 20 Abs. 2 EStG 1988
normierte Abzugsverbot fir Werbungskosten nicht dem objektiven Nettoprinzip
entspreche, da das Abzugsverbot an den besonderen Steuersatz des § 30a Abs. 1
EStG 1988 von 25% ankniipfe und dieser durch die Option zur Regelbesteuerung
nach § 30a Abs. 2 EStG 1988 wegfalle. § 20 Abs. 2 EStG 1988 sei im Beschwerde-
fall jedoch nicht prajudiziell: Wahrend in dem dem Beschluss des Verfassungsge-
richtshofes vom 29. November 2014, G 137/2014 ua., zugrunde liegenden Fall
ein (anteiliger) Gewinn aus einer privaten GrundstlicksverdufRerung gemal § 30a
Abs. 1 EStG 1988 dem besonderen Steuersatz von 25% unterzogen worden sei,
habe der Beschwerdefiihrer im vorliegenden Fall — unter Austibung der Regelbe-
steuerungsoption des § 30a Abs. 2 EStG 1988 — einen (anteiligen) Verlust dem
allgemeinen Steuertarif unterzogen. Verluste aus privaten Grundstlicksveraufie-
rungen seien jedoch ohnehin gemaf § 30 Abs. 7 EStG 1988 nicht ausgleichsfahig,
sodass dahingestellt bleiben kdnne, ob die geltend gemachten Aufwendungen
dem Abzugsverbot unterliegen wirden.

2.4. Den vom Beschwerdefiihrer ob der VerfassungsmaRigkeit des § 30 Abs. 7
EStG 1988 idF BGBI. |1 112/2012 vorgebrachten Bedenken tritt das Bundesfinanz-
gericht wie folgt entgegen:

Die eingeschrankte Verrechnung von Verlusten aus privaten Grundstiicksver-
duBerungen (§ 30 Abs. 7 EStG 1988 idF vor dem Abgabendnderungsgesetz 2012)
basiere auf der — vom Verfassungsgerichtshof als verfassungskonform erachteten
(VFGH 9.6.1998, B 822/98) — eingeschrankten Verlustverrechnung von Spekula-
tionseinkiinften nach der vor dem 1. Stabilitatsgesetz 2012 geltenden Rechtslage
(§ 30 Abs. 4 letzter Satz EStG 1988 idF vor dem 1. Stabilitatsgesetz 2012). Nach
der alten Rechtslage sei die Beschrankung des Verlustausgleichs auf die Verrech-
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nung von positiven und negativen Spekulationseinkiinften verfassungsrechtlich
unbedenklich gewesen, weil dadurch vermieden worden sei, dass negative
Einklinfte aus Spekulationsgeschaften — um die aus den Ubrigen Einkunftsarten
resultierende Steuerbelastung zu senken — innerhalb, positive Einklinfte hin-
gegen erst nach Ablauf der Spekulationsfrist realisiert worden seien. Der Be-
schwerdeflihrer habe sich nach Ansicht des Bundesfinanzgerichtes selbst jeder
steuerlichen Gestaltungsmoglichkeit begeben, indem er die VerauRerung der im
Jahr 1996 angeschafften Liegenschaft erst im Jahr 2013 und damit nach Ablauf
der (zehnjahrigen) Spekulationsfrist vorgenommen habe, weshalb er nicht in
verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Rechten verletzt sein konne.

3. Gegen diese Entscheidung richtet sich die vorliegende, auf Art. 144 B-VG
gestlitzte Beschwerde, in der die Verletzung in naher bezeichneten verfassungs-
gesetzlich gewahrleisteten Rechten sowie in Rechten wegen Anwendung eines
verfassungswidrigen Gesetzes (§ 20 Abs. 2 und § 30 Abs. 7 EStG 1988) behauptet
und die kostenpflichtige Aufhebung des angefochtenen Erkenntnisses beantragt
wird. Begriindend wird im Wesentlichen Folgendes vorgebracht:

3.1. Fihrten private GrundstiicksverduRerungen, auf die der besondere Steuer-
satz gemalRk § 30a Abs. 1 EStG 1988 anwendbar ist, in einem Kalenderjahr insge-
samt zu einem Verlust, sei dieser nach § 30 Abs. 7 EStG 1988 nur zur Halfte und
ausschlieBlich mit Einkiinften aus Vermietung und Verpachtung auszugleichen.
Dies gelte nach der expliziten Anordnung des § 30 Abs. 7 zweiter Satz EStG 1988
auch im Fall der Auslibung der — vom Beschwerdefihrer in Anspruch genom-
menen — Regelbesteuerungsoption gemaR § 30a Abs. 2 EStG 1988. Diese Aus-
nahme vom Grundsatz der Besteuerung des Gesamteinkommens nach § 2 Abs. 2
EStG 1988 fiihre im vorliegenden Fall zu einer zweifachen Einschrankung der
allgemeinen Verlustausgleichsregelung des § 2 Abs. 2 EStG 1988: Zum einen
konnten nach § 30 Abs. 7 EStG 1988 Verluste aus privaten Grundstlicksveraufle-
rungen nur mit Einklnften aus Vermietung und Verpachtung ausgeglichen
werden. Damit werde eine Verbindung zwischen zwei Einkunftsarten hergestellt,
die "im geltenden Einkommensteuerrecht einmalig" sei und fiir die keine sach-
liche Rechtfertigung bestehe. Zum anderen sei der Umstand, dass Verluste aus
GrundsticksverdauRRerungen nicht zur Ganze, sondern nur zu Halfte ausgleichs-
fahig seien, als unsachlich zu bewerten.

Vor diesem Hintergrund seien die vom Verfassungsgerichtshof in seinem Be-
schluss vom 9. Juni 1998, B 822/98, zur Bestimmung des § 30 Abs. 4 letzter Satz

E 1156/2016-22
14.06.2017

11

12

13

5von 22



E 1156/2016-22
14.06.2017

6 von 22

EStG 1988 idF vor dem 1. Stabilititsgesetz 2012 angestellten Uberlegungen auf
den vorliegenden Fall nicht Ubertragbar. Vielmehr bestiinden "gravierende
Unterschiede" zwischen Einkiinften aus Spekulationsgeschaften und Einkiinften
aus GrundstlicksverdauBerungen iSd § 30 EStG 1988. Wahrend Spekulationsge-
schafte mit Wertpapieren sich durch ihre "Flexibilitat" auszeichneten und unter
Einsatz moderner Kommunikationsmittel jederzeit und global abgewickelt
werden konnten, treffe dies auf den "Grundverkehr" nicht zu. Die steuerliche
Gleichbehandlung der wirtschaftlichen Ergebnisse von Wertpapiergeschaften
und GrundsticksverdauRerungen sei insoweit als unsachlich zu bewerten.

3.2. Das zustandige Finanzamt habe den Abzug der im Zuge der Regelbesteue-
rung geltend gemachten Finanzierungskosten als Werbungskosten unter Hinweis
auf § 20 Abs. 2 EStG 1988 abgelehnt. Das Bundesfinanzgericht habe ihm folgend
die Auffassung vertreten, dass das Werbungskostenabzugsverbot auch in Fallen
der Regelbesteuerung gelte. Daraus wiirden sich verfassungsrechtliche Bedenken
gegen § 20 Abs. 2 EStG 1988 ergeben. Die Anwendung der Bestimmung habe im
Fall der Regelbesteuerung der Einklinfte aus Grundstlicksverauflerungen zur
Folge, dass — im Gegensatz zu den Einkunftsarten nach § 2 Abs. 3 Z 4 bis 7 EStG
1988, fir die ein einheitlicher Werbungskostenbegriff gelte, der fir die Ein-
kiinfteermittlung maRgeblich sei — der Werbungskostenabzug einer Beschran-
kung unterliege, die das im Einkommensteuerrecht zentrale Leistungsfahigkeits-
prinzip auller Betracht lasse. Eine sachliche Rechtfertigung fir eine solche
"Sonderregelung" sei nicht zu erkennen.

4. Die belangte Behorde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht hat die
Verwaltungsakten vorgelegt, von der Erstattung einer Gegenschrift jedoch
abgesehen.

5. Das Bundesfinanzgericht hat die Gerichtsakten vorgelegt und eine Gegen-
schrift erstattet, in der es den Beschwerdebehauptungen Folgendes entgegen-
halt:

5.1. Hinsichtlich der behaupteten Verfassungswidrigkeit des § 30 Abs.7 EStG
1988 steht das Bundesfinanzgericht auf dem Standpunkt, dass ein Verlustaus-
gleich im Rahmen der aullerbetrieblichen Einkiinfte aus verfassungsrechtlicher
Sicht nicht uneingeschrankt gewahrt werden misse. Dies sei insbesondere dann
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nicht erforderlich, wenn — wie im Fall des Beschwerdefiihrers — ein im Privatver-
mogen stehendes Grundstiick vor dessen (mit Verlust erfolgter) VerdauBerung
nicht der Einkilinfteerzielung aus Vermietung und Verpachtung gedient habe.
Nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes (VfSlg. 19.185/2010)
seien namlich nur die im aullerbetrieblichen Vermégen zu Vermietungszwecken
gehaltenen Grundstlicke mit im Betriebsvermogen gehaltenen Grundstiicken
gleichzuhalten. Bei der vom Beschwerdefiihrer (anteilig) verauBerten Liegen-
schaft handle es sich jedoch um kein Mietobjekt.

5.2. Die private GrundstiicksverduRRerung erfasse nach der neuen Rechtslage als
Besteuerungsgegenstand nur die VeraulRerungsvorgange innerhalb eines Kalen-
derjahres und setze keine nachhaltige Tatigkeit voraus. Grund der Besteuerung
sei die durch den Gewinn aus solchen Geschaften bewirkte — und nicht durch
Verlustgeschafte desselben Jahres verminderte — Leistungsfahigkeit. Insofern
habe sich die Rechtslage gegenliber der — vom Verfassungsgerichtshof als verfas-
sungskonform erachteten (VfGH 9.6.1998, B 822/98) — Vorgangerregelung des
§ 30 Abs. 4 letzter Satz EStG 1988 idF vor dem 1. Stabilitatsgesetz 2012 nicht
gedndert.

5.3. Um zu vermeiden, dass negative Einkiinfte generell vor, positive Einkiinfte
hingegen erst nach Ablauf der Spekulationsfrist realisiert wiirden, sei nach der
alten Rechtslage ein horizontaler Verlustausgleich nur innerhalb der Spekula-
tionsfrist des § 30 Abs. 1 Z 1 lit. a EStG 1988 idF vor dem 1. Stabilitatsgesetz 2012
moglich gewesen. Im Hinblick auf die VerdaulRerung von Altvermoégen, also von
zum 31. Marz 2012 nicht mehr steuerverfangenen Liegenschaften, habe sich der
Beschwerdefiihrer der Gestaltungsmoglichkeiten durch das Verstreichenlassen
der Spekulationsfrist begeben. Betreffend die Verwertungsmaoglichkeit von
Verlusten aus privaten GrundstiicksverauRBerungen habe sich fiir den Beschwer-
deflihrer durch Einflihrung des neuen Immobilienbesteuerungsregimes sohin
nichts gedndert. Dem Beschwerdefiihrer erwachse durch das Verlustausgleichs-
verbot des § 30 Abs. 7 EStG 1988 daher kein Nachteil gegeniliber der vor dem
1. April 2012 geltenden Rechtslage.

5.4. Das Abzugsverbot fir Werbungskosten nach § 20 Abs. 2 EStG 1988 komme
nur dort zum Tragen, wo § 30a Abs. 1 EStG 1988 auch tatsachlich angewendet
worden sei. Im Rahmen der Schedulenbesteuerung kénne das Abzugsverbot
einerseits durch den relativ niedrigen linearen Tarif und andererseits durch die
Nichteinbeziehung des VerauRerungsgewinnes in den Gesamtbetrag der Einkiinf-
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te und die Nichtberiicksichtigung bei der Ermittlung des Einkommens gerecht-
fertigt werden. Fir den Fall der Regelbesteuerung sei der besondere Steuersatz
des § 30a Abs. 1 EStG 1988 hingegen nicht anwendbar, womit auch die Rechtfer-
tigung flr das Abzugsverbot entfalle. Ein Werbungskostenabzug sei daher nach
Ansicht des Bundesfinanzgerichtes im Fall der Regelbesteuerung zuldssig und in
verfassungskonformer Auslegung geboten. Daraus sei aber fiir den Beschwerde-
flhrer nichts zu gewinnen, da die Vorschrift des § 20 Abs. 2 EStG 1988 wegen des
Verlustausgleichsverbotes nicht prajudiziell sei.

6. Der Bundesminister flir Finanzen hat Uber Aufforderung des Verfassungs-
gerichtshofes eine Stellungnahme erstattet, in der er zu den in der Beschwerde
vorgebrachten Bedenken — auf das Wesentlichste zusammengefasst — wie folgt
Stellung bezieht:

Die Besteuerung der Einkilinfte aus privaten GrundstiicksverauRerungen erfolge
in einem — der Besteuerung von Kapitalertragen vergleichbaren — Schedulen-
system zu einem Sondersteuersatz von 25%. Im Ausgleich zu dieser Beglinstigung
habe der Gesetzgeber zuldssigerweise eine bloR eingeschrankte Verlustverwer-
tungsmoglichkeit mit anderen Einkiinften vorgesehen, um zu verhindern, dass
Gewinne tarifbeglinstigt innerhalb, Verluste hingegen steuermindernd auRerhalb
der Schedule wirksam werden. Die Moglichkeit, in die Regelbesteuerung zu
optieren, stelle eine blofR zusatzliche Beglinstigung dar, die verfassungsrechtlich
nicht geboten erscheine. Gleichzeitig misse es dann aber auch im rechtspoli-
tischen Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers liegen, eine zu starke Beglinsti-
gung zu verhindern, die eintreten wirde, wenn die Regelbesteuerung dazu
flhrte, dass Verluste aus GrundstlicksverauRerungen generell steuermindernd
wirksam waren.

§ 20 Abs. 2 EStG 1988 sei in Ermangelung eines unmittelbaren wirtschaftlichen
Zusammenhanges der Aufwendungen des Beschwerdefiihrers mit der VerduRe-
rung im vorliegenden Fall nicht prajudiziell, da diese mit der Eigennutzung bzw.
mit der Nutzung durch Dritte und daher nicht mit der VeraufRerung in wirtschaft-
lichem Zusammenhang stiinden.

7. Der Beschwerdefiihrer hat eine Replik erstattet.
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Il. Rechtslage

Die im vorliegenden Fall maRgebliche Rechtslage stellt sich wie folgt dar (die in 25
Prifung gezogene Wortfolge ist hervorgehoben):

1. § 20 EStG 1988 idF BGBI. | 22/2012 (1. Stabilitatsgesetz 2012) lautet auszugs- 26
weise:

"8. ABSCHNITT
Nichtabzugsfahige Aufwendungen und Ausgaben

§ 20. (1) Bei den einzelnen Einklinften diirfen nicht abgezogen werden:

[...]

(2) Weiters durfen bei der Ermittlung der Einkiinfte Aufwendungen und Aus-
gaben nicht abgezogen werden, soweit sie mit

— nicht steuerpflichtigen Einnahmen oder

— Einklnften, auf die der besondere Steuersatz gemall § 27a Abs. 1 oder § 30a
Abs. 1 anwendbar ist,

in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang stehen."

2. §§ 30, 30a und 30b EStG 1988 idF BGBI. |1 112/2012 (Abgabendnderungsgesetz 27
2012) lauten:

"Private GrundstiicksverauBerungen

§ 30. (1) Private GrundstiicksverauRerungen sind VerauBerungsgeschafte von
Grundsticken, soweit sie keinem Betriebsvermdgen angehoren. Der Begriff des
Grundstiickes umfasst Grund und Boden, Gebdude und Rechte, die den Vor-
schriften des burgerlichen Rechts Uber Grundstiicke unterliegen (grundstiicks-
gleiche Rechte). Bei unentgeltlich erworbenen Grundstiicken ist auf den Anschaf-
fungszeitpunkt des Rechtsvorgangers abzustellen. Bei Tauschvorgdngen ist § 6
Z 14 sinngemal anzuwenden.

(2) Von der Besteuerung ausgenommen sind die Einkiinfte:

1. Aus der VerduRerung von Eigenheimen oder Eigentumswohnungen samt
Grund und Boden (§ 18 Abs. 1 Z 3 lit. b), wenn sie dem VerdulRerer

a) ab der Anschaffung bis zur VerduBerung fiir mindestens zwei Jahre durch-
gehend als Hauptwohnsitz gedient haben und der Hauptwohnsitz aufgegeben
wird oder
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b) innerhalb der letzten zehn Jahre vor der VerduBerung mindestens flinf Jahre
durchgehend als Hauptwohnsitz gedient haben und der Hauptwohnsitz aufge-
geben wird.

2. Aus der VeraulRerung von selbst hergestellten Gebauden, soweit sie innerhalb
der letzten zehn Jahre nicht zur Erzielung von Einklinften gedient haben.

3. Aus der VerauBerung von Grundstiicken infolge eines behordlichen Eingriffs
oder zur Vermeidung eines solchen nachweisbar unmittelbar drohenden Ein-
griffs.

4. Aus Tauschvorgdangen von Grundstiicken im Rahmen eines Zusammenlegungs-
oder Flurbereinigungsverfahrens im Sinne des Flurverfassungs-Grundsatzge-
setzes 1951, BGBI. Nr. 103/1951, sowie im Rahmen behdérdlicher MaBhahmen
zur besseren Gestaltung von Bauland, insbesondere nach den fiir die bessere
Gestaltung von Bauland geltenden Vorschriften. Das in solchen Verfahren erwor-
bene Grundstiick tritt hinsichtlich aller fir die Ermittlung der Einkilinfte rele-
vanter Umstande an die Stelle des hingegebenen Grundstiickes.

(3) Als Einkilinfte ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem VerauBerungserlds
und den Anschaffungskosten anzusetzen. Die Anschaffungskosten sind um Her-
stellungsaufwendungen und Instandsetzungsaufwendungen zu erhdéhen, soweit
diese nicht bei der Ermittlung von Einklinften zu berlcksichtigen waren. Die
Anschaffungskosten sind um Absetzungen fiir Abnutzungen, soweit diese bei der
Ermittlung von Einklinften abgezogen worden sind, sowie um die in § 28 Abs. 6
genannten steuerfreien Betrdge zu vermindern. Miissen Grundstlicksteile im
Zuge einer Anderung der Widmung auf Grund gesetzlicher Vorgaben an die
Gemeinde Ubertragen werden, sind die Anschaffungskosten der verbleibenden
Grundstucksteile um die Anschaffungskosten der Ubertragenen Grundstiicksteile
zu erhohen. Die Einkiinfte sind zu vermindern um

— die fir die Mitteilung oder Selbstberechnung gemafl § 30c anfallenden Kosten
und um anlasslich der VerduBerung entstehende Minderbetrage aus Vorsteuer-
berichtigungen gemalR § 6 Z 12;

— 2% jahrlich ab dem elften Jahr nach dem Zeitpunkt der Anschaffung oder
spateren Umwidmung, hochstens jedoch um 50% (Inflationsabschlag); dies gilt
nicht, soweit der besondere Steuersatz gemal § 30a Abs. 4 nicht anwendbar ist.

(4) Soweit Grundstiicke am 31. Marz 2012 nicht steuerverfangen waren, sind als
Einklnfte anzusetzen:

1. Im Falle einer Umwidmung des Grundstiickes nach dem 31. Dezember 1987
der Unterschiedsbetrag zwischen dem VerduBerungserlos und den mit 40% des
Verdullerungserldses anzusetzenden Anschaffungskosten. Als Umwidmung gilt
eine Anderung der Widmung, die nach dem letzten entgeltlichen Erwerb stattge-
funden hat und die erstmals eine Bebauung erméglicht, die in ihrem Umfang im
Wesentlichen der Widmung als Bauland oder Bauflache im Sinne der Landesge-



setze auf dem Gebiet der Raumordnung entspricht. Dies gilt auch fiir eine spa-
tere Umwidmung in engem zeitlichem und wirtschaftlichem Zusammenhang mit
der Veraullerung.

2. In allen Ubrigen Fallen der Unterschiedsbetrag zwischen dem VerauRRerungs-
erlés und den mit 86% des VerduBerungserloses anzusetzenden Anschaffungs-
kosten.

Der Unterschiedsbetrag erhoht sich um die Halfte der in Teilbetragen gemaR
§ 28 Abs. 3 abgesetzten Herstellungsaufwendungen, soweit sie innerhalb von
fliinfzehn Jahren vor der VerauBerung vom Steuerpflichtigen selbst oder im Fall
der unentgeltlichen Ubertragung von seinem Rechtsvorginger geltend gemacht
wurden.

(5) Auf Antrag konnen die Einklinfte statt nach Abs. 4 auch nach Abs. 3 ermittelt
werden.

(6) Fur die Anwendung des Abs. 4 gilt Folgendes:

a) Wurde bei einem Grundstiick die Absetzung fiir Abnutzung gemals § 16 Abs. 1
Z 8 von den fiktiven Anschaffungskosten bemessen und war es zum 31. Marz
2012 nicht mehr steuerverfangen, sind die Einklinfte fir Wertveranderungen vor
und ab der erstmaligen Nutzung zur Einkilinfteerzielung gesondert zu ermitteln:

— Fir Wertveranderungen bis zum Beginn der Einkilinfteerzielung kann Abs. 4
angewendet werden, wobei an Stelle des VerdauRerungserloses die fiktiven
Anschaffungskosten treten.

— Wertveranderungen ab dem Beginn der Einkilinfteerzielung sind nach Abs. 3 zu
ermitteln, wobei an Stelle der tatsachlichen Anschaffungskosten die fiktiven
Anschaffungskosten treten. Fir einen Inflationsabschlag ist auf den Zeitpunkt der
erstmaligen Nutzung zur Einkiinfteerzielung abzustellen.

b) Werden gemall § 4 Abs. 10 Z3 lit. a in der Fassung vor dem 1. Stabilitats-
gesetz, BGBI. | Nr. 22/2012, auf- oder abgewertete Grundstiicke entnommen, gilt
bei deren VerauBerung § 4 Abs. 3a Z 3 lit. c sinngemals.

(7) Fihren die privaten GrundstiicksverduBBerungen, auf die der besondere
Steuersatz gemal § 30a Abs. 1 anwendbar ist, in einem Kalenderjahr insgesamt
zu einem Verlust, ist dieser zur Halfte ausschlieBlich mit Einkiinften aus Vermie-
tung und Verpachtung auszugleichen. Dies gilt auch im Falle der Ausibung der
Regelbesteuerungsoption (§ 30a Abs. 2).

(8) Die Einkommensteuer, die auf GrundstilicksverduBerungen entféllt, wird im
Ausmal} der sonst entstehenden Doppelbelastung der Einkiinfte aus Grund-
stlicksverauRerungen auf Antrag ermaligt oder erlassen, wenn der Steuerpflich-
tige infolge des Erwerbes der Grundstiicke innerhalb der letzten drei Jahre
Erbschafts- oder Schenkungssteuer, Grunderwerbsteuer oder Stiftungseingangs-
steuer entrichtet hat.
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Besonderer Steuersatz fur Einklinfte aus GrundstiicksverauRerungen

§ 30a. (1) Einklinfte aus der VerduRerung von Grundstlicken im Sinne des § 30
unterliegen einem besonderen Steuersatz von 25% und sind bei der Berechnung
der Einkommensteuer des Steuerpflichtigen weder beim Gesamtbetrag der
Einklinfte noch beim Einkommen (§ 2 Abs. 2) zu beriicksichtigen, sofern nicht die
Regelbesteuerung (Abs. 2) anzuwenden ist.

(2) Anstelle des besonderen Steuersatzes von 25% kann auf Antrag der allge-
meine Steuertarif angewendet werden (Regelbesteuerungsoption). Die Regelbe-
steuerungsoption kann nur fir sdmtliche Einkiinfte, die dem besonderen Steuer-
satz gemal Abs. 1 unterliegen, angewendet werden.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten auch fir betriebliche Einklinfte aus der VerduBerung,
der Zuschreibung oder der Entnahme von Grundstlicken. Dies gilt nicht:

1. Wenn das Grundstiick dem Umlaufvermoégen zuzurechnen ist. Wurde das
veraullerte Grundstlick in das Betriebsvermogen eingelegt, sind hinsichtlich des
Unterschiedsbetrages zwischen dem Teilwert im Einlagezeitpunkt und den
niedrigeren Anschaffungs- oder Herstellungskosten Abs. 1 und 2 anzuwenden;
flir Grund und Boden, der zum 31. Marz 2012 nicht steuerverfangen war, ist § 30
Abs. 4 anzuwenden, wobei an die Stelle des VeraulRerungserloses der Teilwert im
Einlagezeitpunkt tritt.

2. Wenn ein Schwerpunkt der betrieblichen Tatigkeit in der gewerblichen Uber-
lassung und VerdauBerung von Grundstiicken liegt. Z 1 zweiter und dritter Satz
gelten entsprechend.

3. Soweit der Buchwert durch eine vor dem 1. April 2012 vorgenommene Teil-
wertabschreibung gemindert ist.

4. Soweit stille Reserven Ubertragen wurden, die vor dem 1. April 2012 aufge-
deckt worden sind.

(4) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht fiir Einklinfte, bei denen der VerdauRerungserlos
in Form einer Rente geleistet wird und diese nach MaRgabe des § 4 Abs. 3 oder
des § 19 zu Einkunften flhrt.

Immobilienertragsteuer

§ 30b. (1) Fir Einkinfte aus GrundstiicksverdauRerungen ist im Falle der Selbstbe-
rechnung gemafd § 30c Abs. 2 eine auf volle Euro abzurundende Steuer in Hohe
von 25% der Bemessungsgrundlage zu entrichten (Immobilienertragsteuer). Die
Immobilienertragsteuer ist spatestens am 15. Tag des auf den Kalendermonat
des Zuflusses zweitfolgenden Kalendermonats zu leisten.



(2) Mit der Entrichtung der selbstberechneten Immobilienertragsteuer durch
Parteienvertreter gilt die Einkommensteuer flr Einklinfte aus privaten Grund-
stlicksverauBerungen gemal § 30 als abgegolten. Dies gilt jedoch nicht, wenn die
der Selbstberechnung zugrunde liegenden Angaben des Steuerpflichtigen nicht
den tatsachlichen Gegebenheiten entsprechen.

(3) Auf Antrag sind die Einklinfte aus privaten GrundstilicksveraufRerungen gemaf
§ 30, fur die eine selbstberechnete Immobilienertragsteuer entrichtet wurde, mit
dem besonderen Steuersatz gemall § 30a zu veranlagen (Veranlagungsoption).
Dabei ist die Immobilienertragsteuer auf die zu erhebende Einkommensteuer
anzurechnen und mit dem Ubersteigenden Betrag zu erstatten.

(4) Wird auBer in den Fallen des § 30c Abs. 4 erster, dritter und vierter Teilstrich
keine Immobilienertragsteuer entrichtet, ist vom Steuerpflichtigen eine auf volle
Euro abzurundende besondere Vorauszahlung in Hohe von 25% der Bemes-
sungsgrundlage zu entrichten. Abs. 1 letzter Satz gilt entsprechend.

(5) Abs. 1 und 4 gelten auch fiir betriebliche Einkilinfte aus der VerdauRerung von
Grundsticken, es sei denn, der besondere Steuersatz ist aufgrund des § 30a
Abs. 371 und 2 zumindest teilweise nicht anwendbar.

(6) Werden Anteile an Grundstiicken durch samtliche Wohnungseigentiimer zum
Zweck der Begriindung von Wohnungseigentum an bisher allgemeinen Teilen der
Liegenschaft gemall § 2 Abs. 4 des Wohnungseigentumsgesetzes 2002, BGBI. |
Nr. 70, veraulRert, kann fir die Berechnung der Immobilienertragsteuer samt-
licher Wohnungseigentiimer der Unterschiedsbetrag zwischen dem VerdauRe-
rungserlos und den mit 40% des VerdulRerungserl6ses anzusetzenden Anschaf-
fungskosten als Bemessungsgrundlage gemal} Abs. 1 angesetzt werden. Dies gilt
nur, wenn die VerauBerung durch mehr als fiinf Wohnungseigentimer erfolgt
und der VerdauRerungserlos insgesamt den Betrag von 150 000 Euro nicht iber-
steigt."

Ill. Bedenken des Gerichtshofes

1. Bei Behandlung der Beschwerde sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob
der VerfassungsmaRigkeit der Wortfolge "oder § 30a Abs. 1" in § 20 Abs. 2 EStG
1988 idF BGBI. | 22/2012 und des § 30 Abs. 7 EStG 1988 idF BGBI. | 112/2012
entstanden.

2. Der Verfassungsgerichtshof geht vorlaufig davon aus, dass die Beschwerde
zuldssig ist, dass das Bundesfinanzgericht bei der Erlassung der angefochtenen
Entscheidung die in Prifung gezogene Wortfolge in § 20 Abs. 2 EStG 1988 sowie
den § 30 Abs. 7 EStG 1988 zumindest denkmoglich angewendet hat und dass
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auch der Verfassungsgerichtshof diese Bestimmungen bei seiner Entscheidung
Uber die Beschwerde anzuwenden hatte.

3. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die hiemit in Priifung gezogenen
Bestimmungen folgende Bedenken:

3.1. Mit dem 1. Stabilitatsgesetz 2012 hat der Gesetzgeber die bis zum Zeitpunkt
seines Inkrafttretens lediglich im Rahmen des Spekulationstatbestandes (§ 30
Abs. 1 EStG 1988 idF vor dem 1. Stabilitdtsgesetz 2012) erfassten Einkiinfte aus
privaten GrundstlicksveraufSerungen umfassend in die Einkommensbesteuerung
einbezogen. Diese Einklinfte unterliegen seit dem 1. April 2012 unabhangig vom
Ablauf einer Frist einem besonderen Steuersatz und sind bei der Berechnung der
Einkommensteuer des Steuerpflichtigen weder beim Gesamtbetrag der Einkilinf-
te noch beim Einkommen zu bericksichtigen (§ 30a Abs. 1 EStG 1988). Mit der
Entrichtung der selbstberechneten Immobilienertragsteuer gilt die Einkommen-
steuer fiir diese Einkiinfte als abgegolten (§ 30b Abs. 1 EStG 1988).

Fir die Ermittlung der Einkiinfte bestimmt § 20 Abs. 2 EStG 1988 idF BGBI. |
22/2012, dass Aufwendungen und Ausgaben nicht abgezogen werden dirfen,
soweit sie mit Einklinften, auf die der besondere Steuersatz gemaR § 27a Abs. 1
oder § 30a Abs. 1 EStG 1988 anwendbar ist, in unmittelbarem wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen. Ferner sieht § 30 Abs. 7 EStG 1988 idF BGBI. |1 112/2012
flr Verluste aus privaten GrundstiicksverdauBerungen, auf die der besondere
Steuersatz anwendbar ist, Einschrankungen hinsichtlich des Verlustausgleichs
vor. Danach ist der Verlust aus privaten GrundstiicksverdauBerungen zur Halfte
ausschlieBlich mit Einklinften aus Vermietung und Verpachtung auszugleichen.

3.2. Damit hat der Gesetzgeber fiir diese Einklinfte — vergleichbar den Einkilinften
aus Kapitalvermogen — ein Sonderregime nach Art einer Schedulenbesteuerung
geschaffen: Derartige Einklinfte werden nicht nach dem System einer synthe-
tischen Einkommensteuer, dem das Einkommensteuergesetz 1988 im Grundsatz
folgt (vgl. § 2 Abs. 2 und § 33 EStG 1988), in den Gesamtbetrag der Einkiinfte
einbezogen und dem allgemeinen progressiven Steuertarif unterworfen; viel-
mehr werden diese nach besonderen Vorschriften ermittelt und unterliegen
einem besonderen, linearen Steuersatz.
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Der Gesetzgeber sieht dabei in § 30a Abs. 2 EStG 1988 auch vor, dass anstelle des
besonderen Steuersatzes auf Antrag der allgemeine Steuertarif angewendet
werden kann (Regelbesteuerungsoption). Die Regelbesteuerungsoption kann nur
fir samtliche Einkiinfte, die dem besonderen Steuersatz fiir private Grundstiicks-
veraullerungen unterliegen, angewendet werden. Nach den Materialien (vgl. die
Erlaut. zur RV 1680 BIgNR 24. GP, 10) ist auch in solchen Fallen der Regel-
besteuerung das Abzugsverbot des § 20 Abs. 2 EStG 1988 zu beachten. Hinsicht-
lich der Einschrankungen beim Verlustausgleich bestimmt § 30 Abs. 7 letzter Satz
EStG 1988, dass diese auch im Fall der Ausiibung der Regelbesteuerungsoption
gelten.

Ferner sieht § 30b Abs. 3 EStG 1988 vor, dass Einkiinfte aus privaten Grund-
stlicksverauBerungen, fir die eine selbstberechnete Immobilienertragsteuer
entrichtet wurde, auf Antrag mit dem besonderen Steuersatz zu veranlagen sind.
Dabei ist die Immobilienertragsteuer auf die zu erhebende Einkommensteuer
anzurechnen und mit dem Ubersteigenden Betrag zu erstatten.

3.3. Der Verfassungsgerichtshof geht davon aus, dass der Gleichheitssatz dem
Gesetzgeber nicht verbietet, flr Einkiinfte wie solche aus privaten Grundstiicks-
veraullerungen im Rahmen der Einkommensbesteuerung ein besonderes Be-
steuerungssystem vorzusehen, zumal diese Einkiinfte sich von laufend be-
zogenen Erwerbseinkiinften in vielfacher Hinsicht (wie zB durch ihr sporadisches
Anfallen und die Schlagartigkeit des Aufdeckens meist hoher, lUber einen ldange-
ren Zeitraum aufgebauter stiller Reserven) unterscheiden.

3.4. Bedenken sind beim Verfassungsgerichtshof anldsslich der Beschwerde
allerdings hinsichtlich der in § 30 Abs. 7 EStG 1988 idF BGBI. 112/2012 vorge-
sehenen Beschrankung des Verlustausgleichs entstanden:

3.4.1. § 30 Abs. 7 EStG 1988 bestimmte in seiner Stammfassung (1. Stabilitats-
gesetz 2012, BGBI. | 22/2012), dass Verluste aus privaten GrundstiicksverduRe-
rungen nur mit positiven Einkinften aus privaten GrundstiicksverauRerungen
auszugleichen sind. Ein Verlustausgleich war somit nur fiir jene — seltenen — Falle
vorgesehen, in denen der Steuerpflichtige in jenem Jahr, in dem er ein Grund-
stlick mit Verlust veraduRerte, ein weiteres Grundstlick mit Gewinn verduRerte.
Der Gesetzgeber des Abgabenanderungsgesetzes 2012 hat diese Einschrankung
des Verlustausgleiches insoweit gelockert, als er vorgesehen hat, dass ein im
Kalenderjahr aus privaten GrundstlicksverdaufBerungen insgesamt erwachsender
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Verlust zur Halfte ausschlieRlich mit im selben Jahr erzielten Einkiinften aus
Vermietung und Verpachtung auszugleichen ist. Damit wollte der Gesetzgeber
den Verlustausgleich an jenen von Substanzverlusten aus Kapitalvermogen
angleichen, die unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls mit Friichten aus
Kapitalvermogen ausgeglichen werden konnen (vgl. die Erlaut. zur RV 1960 BlgNR
24. GP, 25).

Erzielt somit ein Steuerpflichtiger aus einer privaten GrundstiicksverauBerung
einen Verlust, so ist dieser nach der fir den Beschwerdefall malRgeblichen
Rechtslage in einem ersten Schritt mit positiven Einkiinften aus privaten Grund-
stlicksverdauRRerungen auszugleichen; in einem zweiten Schritt ist ein verbleiben-
der negativer Betrag zu halbieren und mit einem allfalligen positiven Saldo der
Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung auszugleichen. Ein verbleibender
Verlustiiberhang bleibt unberiicksichtigt, zumal flr negative Einkiinfte aus
GrundstlicksveraufRerungen kein Verlustvortrag vorgesehen ist.

3.4.2. Vor Einfihrung der neuen Immobilienbesteuerung war die Verrechnung
von Verlusten aus privaten GrundstiicksverduRerungen derart eingeschrankt,
dass nur Verluste, die innerhalb der Spekulationsfrist realisiert wurden und diese
ausschlieBlich mit Gewinnen aus anderen Spekulationsgeschaften (und nicht
auch mit anderen Einkinften im Rahmen der Ermittlung des Gesamtbetrages der
Einklinfte) ausgeglichen werden konnten (vgl. § 30 Abs. 4 EStG 1988 idF vor dem
1. Stabilitatsgesetz 2012). Dass Verluste aus Spekulationsgeschaften nur einge-
schrankt ausgeglichen werden konnten, begegnet keinen Bedenken, verfolgte
die Regelung doch den Zweck, gezielten Gestaltungen (Verlustrealisation knapp
vor Ablauf der Spekulationsfrist, Gewinnrealisation hingegen nach Ablauf der
Frist) entgegenzuwirken.

3.4.3. Auch wenn diese Begriindung fir die Einschrankung des Verlustausgleichs
angesichts einer nunmehr bestehenden generellen, vom Ablauf einer Frist
unabhangigen Steuerpflicht von privaten GrundstlicksverduBerungen auf die
Rechtslage nach dem 1. Stabilitatsgesetz 2012 nicht Ubertragbar ist, geht der
Verfassungsgerichtshof davon aus, dass es der Gleichheitssatz dem Gesetzgeber
dem Grunde nach nicht verbietet, Einschrankungen des Verlustausgleichs fir
Verluste aus privaten GrundstiicksverduRerungen auch im neuen System vorzu-
sehen:
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Da positive Einklinfte aus privaten GrundstiicksverdauRerungen einem beson-
deren Steuersatz unterliegen und fiir diese Einkiinfte die Einkommensteuer mit
der Entrichtung der selbstberechneten Immobilienertragsteuer abgegolten ist
(§ 30a Abs. 1 iVm § 30b Abs. 2 EStG 1988), begegnet es keinen verfassungsrecht-
lichen Bedenken, dass Verluste aus solchen Einklinften nicht im Rahmen der
Ermittlung des Einkommens gemaR § 2 Abs. 2 EStG 1988 ausgleichsfahig sind.
Das Rechtsinstitut des Verlustausgleichs gemall § 2 Abs. 2 EStG 1988 ist Kenn-
zeichen einer synthetischen Ermittlung des Einkommens (Doralt/Ruppe, Steuer-
recht I, 2013, Tz 24, 590) und erfordert somit nicht die Einbeziehung von
Einkiinften, die weder beim Gesamtbetrag der Einklinfte noch bei der Ermittlung
des Einkommens zu beriicksichtigen sind.

Der Gleichheitssatz verbietet daher dem Gesetzgeber nicht, Einschrankungen des
Verlustausgleichs auch fir den Fall der Ausibung eines Regelbesteuerungs-
antrages vorzusehen: Mit dem Regelbesteuerungsantrag soll dem Steuer-
pflichtigen lediglich die Moglichkeit er6ffnet werden, die Besteuerung positiver
Einkiinfte aus privaten GrundstilicksverduRerungen an die progressive Tarifsteuer
anzupassen, wenn diese niedriger als der von diesen Einkiinften erhobene
besondere Steuersatz ist (vgl. die Erlaut. zur RV 1680 BIgNR 24. GP, 10). Der
Verfassungsgerichtshof hegt daher keine Bedenken dagegen, dass der Gesetz-
geber bei Vorliegen negativer Einkiinfte aus privaten GrundstilicksveraufSerungen
die Regelbesteuerung — und damit einen Ausgleich mit anderen, der Progression
unterliegenden Einklnften — ausschlief3t.

Vor diesem Hintergrund handelt der Gesetzgeber im Rahmen seines rechtspoli-
tischen Gestaltungsspielraumes, wenn er fiir Verluste aus privaten Grundstiicks-
verdaulRerungen einen Ausgleich mit Gewinnen aus privaten GrundstlicksveraulSe-
rungen zulasst. Auch bestehen keine Bedenken, Einkiinfte aus einem weiteren
Grundstick, die nicht dem besonderen Steuersatz unterliegen, wie jene aus
Vermietung und Verpachtung, zum Ausgleich zuzulassen, treten doch Verluste
und Gewinne aus privaten GrundstiicksverauRerungen eher selten in derselben
Periode auf und blieben somit Verluste aus privaten GrundstiicksverauBerungen
ohne weitergehende Verrechnungsmoglichkeit mit anderen Einklinften aus
Grundsticken steuerlich im Regelfall unbericksichtigt. Insofern steht die Einbe-
ziehung von Vermietungseinkiinften auch in einem sachlichen Zusammenhang
mit der Besteuerung privater GrundstilicksverdauBerungen, als die Vorschrift
einen Verlustausgleich nicht nur erlaubt, wenn aus einem weiteren im Privat-
vermogen befindlichen Grundstiick positive Einklinfte aus dessen Verdullerung
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erzielt werden, sondern auch, wenn in derselben Periode, in der der Verlust aus
der VerdauRerung eines privaten Grundstiickes erzielt wird, aus einem weiteren
privaten Grundstick Einklinfte aus dessen Nutzung im Rahmen einer als Vermie-
tung und Verpachtung zu qualifizierenden Uberlassung erzielt werden.

§ 30 Abs. 7 EStG 1988 diirfte aber seinem Wortlaut nach nicht nur den Ausgleich
mit Einklnften aus Vermietung und Verpachtung von Grundstiicken erlauben:
Die ohne Bezugnahme auf Grundstiicke erfolgende Anknlpfung in § 30 Abs. 7
EStG 1988 an "Einkilinfte aus Vermietung und Verpachtung" bedingt anschei-
nend, dass auch solche Einkiinfte zum Ausgleich berechtigen, die nach § 28 EStG
1988 zu den Einkiinften aus Vermietung und Verpachtung gehoren, ohne dass sie
in einem sachlichen Zusammenhang mit einem privaten Grundstiick stlinden.
Dies dirfte auf die Einklinfte aus der Vermietung und Verpachtung von Sach-
inbegriffen gemal § 28 Abs. 1 Z2 EStG 1988 (worunter etwa Betriebsverpach-
tungen fallen kénnen) und die Uberlassung oder Verwertung von Rechten gemiR
§ 28 Abs. 1 Z 3 EStG 1988 (worunter u.a. die Einraumung von Werknutzungen iSd
Urheberrechtsgesetzes und die Uberlassung gewerblicher Schutzrechte fillt)
zutreffen.

Ferner dirften Einklinfte aus Nutzungen von privaten Grundstiicken, die nicht zu
Einklinften aus Vermietung und Verpachtung flihren (wie zB Einkiinfte fir die
Einrdumung eines Vorkaufsrechts oder fiir den Verzicht ein Grundstiick zu
bebauen), vom Verlustausgleich ausgeschlossen sein, obgleich sie unbestreitbar
auf Grund von Leistungen erzielt werden, die zu auBerbetrieblichen Einkilinften
flihren, die in einem sachlichen Zusammenhang mit Grundstiicken stehen, der
jenem in den zum Verlustausgleich zugelassenen Fallen der Vermietung eines
Grundstickes vergleichbar zu sein scheint.

Die Vorschrift des § 30 Abs. 7 EStG 1988 diirfte somit insofern zu unsachlichen
Differenzierungen fiihren, als sie einerseits den Ausgleich von Verlusten mit
Einklinften aus Vermietung und Verpachtung zuzulassen scheint, die in keinem
sachlichen Zusammenhang mit privaten Grundstiicken stehen und andererseits
Einkiinfte vom Ausgleich auszuschliefen scheint, die in einem sachlichen Zu-
sammenhang mit privaten Grundstiicken stehen, wenn diese nicht als Einkiinfte
aus Vermietung und Verpachtung zu qualifizieren sind. Inwieweit diesen Beden-
ken im Rahmen einer verfassungskonformen Auslegung des Begriffs der Vermie-
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tung und Verpachtung in § 30 Abs. 7 EStG 1988 Rechnung getragen werden kann,
wird im Gesetzespriifungsverfahren zu klaren sein.

3.4.4. Hingegen hegt der Verfassungsgerichtshof keine Bedenken dagegen, dass
dem allgemeinen Tarif unterliegende Einklinfte wie jene aus Vermietung und
Verpachtung nur mit der Halfte der negativen Einklnfte aus privaten Grund-
stlicksverauBerungen ausgeglichen werden kdonnen, unterliegen diese Einkilinfte
doch nicht einem besonderen Satz, sondern dem allgemeinen, progressiven
Tarif, womit bei voller Berlicksichtigung der negativen Einklinfte aus privaten
GrundsticksverauRerungen eine unsystematische "Verrechnungsschieflage"
eintreten wirde (vgl. die Erlaut. zur RV 1960 BIgNR 24. GP, 25).

3.5. Bedenken sind beim Verfassungsgerichtshof anlasslich der Beschwerde aber
auch hinsichtlich des Abzugsverbotes gemaR § 20 Abs. 2 zweiter Teilstrich EStG
1988 idF BGBI. 1 22/2012 entstanden:

3.5.1. Mit dem 1. Stabilitatsgesetz 2012 hat der Gesetzgeber in § 20 Abs. 2 EStG
1988 das Abzugsverbot fiir Aufwendungen und Ausgaben verankert, soweit sie in
unmittelbaren wirtschaftlichem Zusammenhang mit Einkiinften stehen, auf die
der besondere Steuersatz gemadR § 30a Abs.1 EStG 1988 anwendbar ist. Die
Vorschrift schliefft somit — sieht man von den in § 30 Abs. 3 EStG 1988 explizit
zum Abzug zugelassenen, fir die Mitteilung oder Selbstberechnung gemalk § 30c
EStG 1988 angefallenen Kosten ab — samtliche Aufwendungen vom Abzug aus,
die nach allgemeinen Grundsatzen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten
von den Einkiinften aus privaten GrundstiicksverdauBerungen abzusetzen waren
(vgl. VfFGH 29.11.2014, G 137/2014 ua.). Dies soll auch dann gelten, wenn die
Einkiinfte auf Grund der Regelbesteuerungsoption des § 30a Abs. 2 EStG 1988
mit dem allgemeinen Steuertarif besteuert werden (vgl. die Erlaut. zur RV 1680
BIgNR 24. GP, 10).

3.5.2. Unter das Abzugsverbot fallen etwa Kosten fiir Inserate, Verkauferprovi-
sionen an den Makler, vom Verkaufer ibernommene Vertragserrichtungskosten,
Kosten filir Bewertungsgutachten sowie Fremdfinanzierungsaufwendungen,
sofern das Grundstlick nicht zur Einklinfteerzielung verwendet wird und die
Veradullerung auch nicht von der Besteuerung ausgenommen ist. Hingegen fallen
nach der hA Aufwendungen dann nicht unter das Abzugsverbot, wenn sie zu den
Anschaffungsnebenkosten des Grundstilicks rechnen: Der Umstand, dass solche
Aufwendungen die Anschaffungskosten erhéhen, bedingt ihre Abzugsfahigkeit
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im Rahmen der Ermittlung der Einkinfte (vgl. Doralt/Ruppe, Steuerrecht I,
2013, Tz 123). Dies gilt etwa fir die entrichtete Grunderwerbsteuer, Aufschlie-
Bungskosten sowie die vom Kaufer ibernommenen Maklerprovisionen und Ver-
tragserrichtungskosten.

3.5.3. Soweit Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einer Veraullerung
anfallen, jenen wirtschaftlich gleichwertig sind, die im Zuge einer Anschaffung
anfallen koénnen, scheint deren unterschiedliche Behandlung hinsichtlich ihrer
Abzugsfahigkeit den Gleichheitssatz zu verletzen (vgl. VfGH 14.6.2017,
G 336/2016). Der Verfassungsgerichtshof vermag vorderhand keinen sachlichen
Grund zu erkennen, der es rechtfertigen konnte, Aufwendungen, die in unmittel-
barem wirtschaftlichem Zusammenhang mit einer privaten GrundstiicksverduRe-
rung stehen, vom Abzug auszuschlieBen, wenn wirtschaftlich vergleichbare
Aufwendungen im Rahmen von Anschaffungsnebenkosten abzugsfahig zu sein
scheinen.

Soweit § 20 Abs. 2 EStG 1988 eine Abzugsfahigkeit von Fremdenkapitalaufwen-
dungen ausschliet, dirfte das Abzugsverbot Uberdies dazu fiihren, dass ein
Veraullerer, der das Wirtschaftsgut mit Fremdkapital angeschafft hat, insofern
unsachlich benachteiligt wird, als er ungeachtet des groBeren Aufwandes im
Rahmen der Besteuerung privater GrundstiicksverdauBerungen ebenso belastet
wird, wie ein VerduBerer, der das Grundstiick eigenfinanziert angeschafft hat
(vgl. VfSlg. 13.724/1994).

3.5.4. Anders als fiir die den besonderen Steuersdtzen des § 27a EStG 1988
unterliegenden Kapitaleinkiinfte ist das Abzugsverbot fir Aufwendungen im
Zusammenhang mit privaten GrundstiicksveraufRerungen nicht verfassungsrecht-
lich unangreifbar (vgl. VfSlg. 18.783/2009). Der Verfassungsgerichtshof tibersieht
hiebei nicht, dass fiir ein solches Abzugsverbot in einem Sonderregime, in dem
Einklinfte einem besonderen Steuersatz unterliegen und nicht zum Gesamtbe-
trag der Einkilinfte rechnen, sachliche Griinde bestehen kdnnen. Selbst wenn
solche Griinde bestehen sollten, hat der Gesetzgeber das Abzugsverbot jedoch in
einer dem Gleichheitssatz entsprechenden Weise auszugestalten. Hievon kann
nach der vorlaufigen Annahme des Verfassungsgerichtshofes nicht ausgegangen
werden, wenn fir Aufwendungen, die im Rahmen der Anschaffungskosten
anzusetzen sind, ein Abzugsverbot besteht, wenn sie im Rahmen einer Veradulie-
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rung anfallen, oder wenn Finanzierungsaufwendungen vom Abzug ausgeschlos-
sen sind.

Grinde der Steuererhebung dirften eine solche Ungleichbehandlung nicht
rechtfertigen, sieht doch § 30b Abs. 3 EStG 1988 die Mdglichkeit eines Antrages
auf Veranlagung unter Anwendung des besonderen Steuersatzes vor. Aufwen-
dungen, die im Zuge der Selbstberechnung nicht berilcksichtigt worden sind,
kdnnen somit im Zuge einer Veranlagung unter Anwendung des besonderen
Steuersatzes geltend gemacht werden.

3.5.5. Sollte das Abzugsverbot gemall § 20 Abs. 2 EStG 1988 fiir Einkiinfte aus
privaten GrundstilicksverdaufBerungen, die einem besonderen Steuersatz unterlie-
gen, hingegen sachlich begriindet sein, wird im Gesetzespriifungsverfahren
ferner der Frage nachzugehen sein, ob diese Griinde das Abzugsverbot auch im
Fall einer ausgelibten Regelbesteuerungsoption zu rechtfertigen vermdgen.
Dabei wird auch zu prifen sein, inwieweit allfdlligen Bedenken im Rahmen einer
verfassungskonformen Interpretation (in diesem Sinn etwa Ehrke-Rabel, Verfas-
sungsrechtliche Aspekte der Immobilienbesteuerung, in Ehrke-Rabel/Niemann
(Hrsg.), Spezialfragen zur Immobilienbesteuerung, 2014, 101 [111f.] mwN)
Rechnung getragen werden kann.

IV. Ergebnis
1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, die Wortfolge "oder § 30a
Abs. 1" in § 20 Abs. 2 EStG 1988 idF BGBI. | 22/2012 und § 30 Abs. 7 EStG 1988

idF BGBI. 1 112/2012 von Amts wegen auf ihre VerfassungsmaRigkeit zu prifen.

2. Ob die Prozessvoraussetzungen vorliegen und die dargelegten Bedenken
zutreffen, wird im Gesetzesprifungsverfahren zu klaren sein.
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3. Dies konnte gemal § 19 Abs. 4 VfGG ohne miindliche Verhandlung in nichtof- 59
fentlicher Sitzung beschlossen werden.

Wien, am 14. Juni 2017

Der Prasident:
Dr. HOLZINGER

Schriftfihrerin:
Mag. HORTLEHNER

22 von 22



	Begründung
	I. Sachverhalt, Beschwerde und Vorverfahren
	II. Rechtslage
	III. Bedenken des Gerichtshofes
	IV. Ergebnis


